
-C
"o
E
O .9r

ingenieurbüro
f ür bouwesen
berotende ingenieure

. Verkehrs- und
I nfrastrukturplanung

. Fachplanung
Tief- und lngenieurbau

. Bauleit- und
Landschaftspla nung

. lngenieurvermessung

. Projektmanagement

Begründung mit Umweltbericht
Endfassung vom 15. Juni 2022

Vorhaben

Gemeinde:

Landkreis

Vorhabensträqer:

Entwurfsverfasser:

Projekt-Nr
Projekt:

Markt Stammbach

Hof

Raiffeisenbank Hochfranken West eG

IVS lngenieurbüro GmbH
Am Kehlgraben 76
96317 Kronach

1.47.119
Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
für das Sondergebiet
,,Photovoltaik-Anlage Försten reuth ll"

Anschrlft:
Am Kehlgraben 76
9631 7 Kronach

Telcfon:
(09261) 6062-0

Telcfax:
(0 92 61) 60 62-60

Email:
info@ivs-kronach.de

Wcb:
www.ivs-kronachde

P:\Bauleitplanung\1_47_1 19\Deckblatt Begründung3.doc



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth I 1",

Ma rkt Stam m bach/Ra iffe isen ba n k H ochfran ken West eG Seite 1

1.1. LAGE rM RAUM
1.2. EINwOTTERZAHL, GEMARKUNGSFLACHE

I.3. STeNoonT FÜR GEWERBE UND DIENSTLEISTUNG, INFRASTRUKTUR.,...

1.4. ÜesnönrlrcHE VERKEHRSANBrNDUNG................

2. ZIELE UND ZWECKE DES BEBAUUNGSPLANES,,PHOTOVOLTAIK-ANLAGE
FÖRSTENREUTH II"................ ........................... 4

3. ÜBERGEoRDNETE PLANUNGEN UND NUTZUNGSREG8LUNG8N...................................... 5

3. 1 . RauuplANUNG UND BENACHBARTE GevemosN ........
3.2. FacuplaNLrNGEN
3.3. S3HUTZZONEN ..............
3.4. NacHnrcHTLrcHE ÜeEnNaHN4EN

4. 1 . FLÄcHENNUTZLINGSpLAN ..................
4.2. STAoTEBAULICHER ITAHMENPLAN

4,3. VERHALTNIS ZU BENACHBARTEN BEBAUUNGSPLANEN ....

5. ANGABEN ZUM PLANGEBIET

5.1. LAGE IM GEMEINDEGEBIET..
5.2. BpscHnetBUNG UND ABGRENZUNG DES GELTTJNGSBEREIcHES..

5.4. KLIMATISCHE VERHALTNISSE........
5.5. HYDRoLocIE ...............
5.6. VeceranoN ...........

J

J

J

4

5

5

8

8

8

8

8

9

9
9
9
9

9

5.7. UNTERcRUNDVERHALTNTSSE, BöDEN, ALTLASTEN............
5.8. GRUNDSTücKE, ETcENTUMSVERHALTNTSSE UND voRHANnENp BgeauuNc...............

6. STADTEBAULICHER ENTWURF

6, I. FLÄCHENBILANZ FÖRSTENREUTH

6,2. BAULICHES KONZEPT.

...........10

........... l0

........... I I

1l

1l
1l

117. VERKEHRSKONZEPTION ..........

9. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN l2

IO. MAßNAHMEN ZUR VERWIRKLICHUNG t2

I0.1. ENTWASSERUNG

10.2. VERSoRGUNG Mrr WASSER, SrRoM, Gas rnro TELEFoN
10.3. MÜLLENTSORGUNG.

I0.4. BODENORDNUNG

...........12
l2

........... 13

........... 13

11. KOSTEN UND FINANZIERUNG

12. BERÜCKSICHTIGUNG DER PLANUNGSGRUNDSATZE

12. l. Ber-aNcE DES DENKMALSCHUTZES UND DER DENKMALpFLEGE..............
ERFORDERNISSE DER KIRCHEN TIND RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS.

BELANGE DES UMWELTSCHUTZES, DES NATURSCHUTZES UND DER LaNDscHaTTSPFLEGE..,....,.
3. I . Luftreinhaltung...........
3. 2. Staub-/Ammoniakemiss ionen..........
3. 3. Lands chafts- und N aturs chutz .......

13

15

12.2.
12.3.

I2
I2
I2

15

l5
l5
15
15
t5



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth ll",
Markt Stammbach/Raiffeisenbank Hochfranken West eG Seite 2

12.5. BELANGE DER VERTEIDIGUNG L]ND DES ZIVILSCHUTZES

13. UMWELTBERICHT

1 3. I . BESCHREIBUNG DER FESTSETZUNGEN FÜR DAS VORHABEN

13.2. BESCHREIBUNG DER UMWELT UND BEVÖLKERUNG IM PLANBEREICH......,........

13.2.1. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile.
I 3. 2. 2. B es chr eibung der künftigen Einw ohners ituqt ion ..........

I3,3. MAßNAHMEN ZUR MINDERTING ODERZUM AUSGLEICH VON UMWELTAUSWIRKUNGEN.
I3.4. BESCHREIBUNG DERZU ERWARTENDEN ERHEBLICHEN NACHTEILIGEN AUSwIRTUNCE,N

13.5. ÜeEnstcHT üBER ANDERwErrrcE LösuNGSMöcLrcHKErrEN
I 3.6, ZUS ÄTZLICHE ANGABEN

13.6.1. Beschreibung der wichtigsten Merkmqle der verwendeten technischen Verfahren
13.6.2. Beschreibung von Art und Umfang der zu erwartenden Emissionen..
13.6.3. Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben
13.6.4. Beschreibung der geplanten Ma/Snahmen zur Überwachung der erheblichen
U mw e I t ausw ir kungen ( Mo nit or ing)

16

18

18

l8
18

t8
18
l8
20
20
20
20
20
2I

2I
2113.7. ZUSAMMENFASSUNG



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth I 1",

Markt Stammbach/Raiffeisenbank Hochfranken West eG Seite 3

t. lngaben zur Geme

1.1. Laqe im Raum

Der Markt Stammbach liegt im Süden des Landkreises Hof, etwa 25 Kilometer von der
kreisfreien Stadt Hof entfernt. Höchste Erhebung des Gemeindegebietes ist der Karlberg mit
einer Höhe von 663,8 Metern über NN, tiefste Stelle das Tal des Perlenbaches an der südlichen
Gemeindegrenze mit rund 460 Metern über NN. Der Markt besteht aus dem Hauptort
Stammbach, dem Kirchdorf Gundlitz, den Dörfern Fleisnitz, Förstenreuth, Oelschnitz,
Querenbach, und Weickenreuth, den Weilern Hampelshof, Herrnschrot, Me2lesdorf und
Tennersreuth, der Wochenendhaussiedlung Rindlas sowie den Einzeln Abendhut,
Altpoppenreuth, Altstammbach, Bucheckeinzel, Bucheckmühle, Bugeinzel b. Tennersreuth,
Fleisnitzmühle, Hartmannseinzel, Höflein, Höhlmühle, Hohenbuchen, Kirschbaum, Kropfeinzel,
Kropfmühle, Lindenhof, Loh, Mittlereinzel, Oberbuch, Obereinzel, Obertennersreuth, Reba,
Röhrigeinzel, Schützenhaus, Senftenhof, Sickenreuth, Steinfurth, Untereinzel, Weißenstein,
Wildenhof und Wnklas.

1.2. Einwohnezahl. Gemarkunqsfläche

Die Gemeindefläche des Marktes Stammbach umfasst 34,67 km2, die Bevölkerungszahl liegt
bei 2.345 am 31. Dezember2O2O. Die Einwohnerzahl des Marktes fiel von 3.352 am
27.Mai 1970 auf 2.755am 25. Mai 1987; von da an stieg die Bevölkerungszahl von2.781 am
31. Dezember 1991. Seither sind die Zahlen wieder rückläufig mit 2.755 am
31. Dezember 1995, 2.662 am 31. Dezember 1999, 2.644 am 31. Dezember 2003 und 2.516
am 31. Dezember 2006. Daraus ergibt sich eine durchschnittliche Bevölkerungsdichte von
68 Einwohnern pro km2 (Landkreis Hof '106, Regierungsbezirk Oberfranken 147, Freistaat
Bayern 186).
Der Markt Stammbach versucht, in den nächsten Jahren die Bevölkerungszahlen zu
stabilisieren, und mit aktiver Wohnbaupolitik einem weiteren Rückgang entgegenwirken, sofern
dies die Mittel der Gemeinde zulassen; mittelfristig wird eine Einwohnerzahl von etwa 2.500
angestrebt.

1.3. Standort für Gewerbe und Dienstleistunq. lnfrastruktur

Der Markt Stammbach ist im Regionalplan für die Planungsregion Oberfranken-Ost (5) als
Grundzentrum ausgewiesen. Stammbach soll im Versorgungs- und Siedlungskern in seiner
Grundversorgungsfunktion für den Nahbereich gesichert und bedarfsgerecht weiter ausgebaut
werden. lnsbesondere soll die Versorgungsinfrastruktur gesichert und verbessert sowie die
Versorgungsfunktion des Einzelhandels gestärkt werden. Weitere nichtlandwirtschaftliche
Arbeitsplätze sollen geschaffen werden.
Grundzentren haben die Aufgabe, die überörtlichen, häufig in Anspruch genommene
Grundversorgungseinrichtungen zur Deckung des allgemeinen Bedarfs der Bevölkerung in
sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht bereitzustellen. Jedes Grundzentrum sollte über
folgende Einrichtungen verfügen: Grundschule, öffentliche Bücherei, regelmäßige
Veranstaltungen der Enrvachsenenbildung, Kindergarten, Sportplatz, Sporthalle, praktische
Arzte oder Allgemeinärzte, Zahnärzte, Apotheke, Niederlassung mehrerer Geldinstitute, Gasthof
mit Übernachtungsmöglichkeit, Postamt oder Poststelle, handwerkliche Dienstleistungsbetriebe
sowie Einzelhandelsgeschäfte zur Deckung des Grundbedarfs.
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1.4. Überörtliche Verkehrsanbindunq

Der Markt Stammbach ist mit eigenem Bahnhof an das Schienenne2 für Personenverkehr der
Deutschen Bahn angeschlossen (Bahnlinie5'100 Bamberg-Hof). Öffentliche Bushaltestellen
befinden sich in allen größeren Gemeindeteilen.
Das Gebiet grenzt unmittelbar an die besagte Bahnlinie.

Stammbach grenzt an der Autobahn A 9 München-Berlin und der Bundesstraße B 289 (Coburg-
Lichtenfels-Burgkunstadt-Kulmbach-Münchberg-Rehau). Weitere wichtige Verbindungsstraßen
sind die Kreisstraßen Stammbach - Autobahn-Anschlußstelle Münchberg Süd, Stammbach -
Förstenreuth - B 289, Stammbach - Marktleugast, Stammbach - Wirsberg und Stammbach -
Streitau - St 2180.

Die nächstgelegenen Flugplä2e befinden sich in Bayreuth-Bindlach bzw. in Hof-Pirk (Flughafen
Hof-Plauen, Entfernung jeweils etwa 25 Kilometer).

Z. Ziele una Zwecte

Gemäß $ 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) haben Gemeinden Bauleitpläne au2ustellen,
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

lm Regionalplan wird ausgeführt, dass die Probleme im Bereich Umweltschu2 und langfristige
Sicherung der Energieversorgung sich auf Dauer nur durch die Nutzung von
umweltverträglichen Energiequellen wie z.B. Wasserkraft, Sonnen- und Umweltenergie,
Windkraft, Biomasse, Klärgas, Müll und Erdwärme lösen lassen, die erneuerbar oder nach
menschlichen Maßstäben unerschöpflich sind. Es ist deshalb notwendig, alle technisch
möglichen und wirtschaftlich sowie ökologisch vertretbaren neuen Technologien zu nutzen,
durch die sich der Enerqiebedarf reduzieren lässt oder neue Eneroiequellen erschlossen
werden können

Um diese Aussagen des Regionalplans umselzen zu können, wird im Bereich Förstenreuth im
Flächennutzungsplan ein Gebiet dargestellt, in dem Photovoltaik-Anlagen errichtet werden
sollen. Auf den Grundstücken bzw. auf Teilflächen (TF) der Grundstücke Flur-Nummer139,
140, 154, 159 (TF) und 160 (TF) der Gemarkung Förstenreuth soll eine Fläche von rund
10,4 Hektar mit Photovoltaik-Modulen bebaut werden.
Für diesen Bereich wird ein Bebauungsplan aufgestellt.

Die Fläche ist im Flächennutzungsplan des Marktes Stammbach als Fläche für die
Landwirtschaft dargestellt. Die hier überplante Fläche wird für eine bestimmte Zeit als Fläche für
Photovoltaik-Anlagen ausgewiesen; nach Ablauf dieser Nutzung kann die Fläche wieder
andenrueitig genutzt werden (Landwirtschaft).
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f. Ubergeordnete Pl

3.{. Raumplanunq und benachbarte Gemeinden

Gemäß $ 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und Landesplanung
anzupassen.
Der Mittelbereich Münchberg, in dem auch der Markt Stammbach mit seinen Gemeindeteilen
liegt, gehört nach dem Landesentwicklungsprogramm 2020 (LEP 2020) zu den ländlichen
Teilräumen, deren Entwicklung in besonderem Maße gestärkt werden soll. lnsbesondere sollen
einer Abwanderung durch Schaffung vielseitiger qualifizierter Dauerarbeitsplätze sowie
verbesserter Berufsausbildungs- und Einkommensmöglichkeiten entgegengewirkt, die
Grundlagen von Fremdenverkehr und Erholung gesichert und zut Verbreiterung der
Wrtschaftsstruktur weiter ausgebaut werden und die überörtliche Verkehrsanbindung und die
öffentl iche Verkeh rsbed ien u n g weiter verbessert werden.

Der Markt Stammbach ist im Regionalplan für die Planungsregion Oberfranken-Ost (5) als
Grundzentrum ausgewiesen. Stammbach soll im Versorgungs- und Siedlungskern in seiner
Grundversorgungsfunktion für den Nahbereich gesichert und bedarfsgerecht weiter ausgebaut
werden. lnsbesondere soll die Versorgungsinfrastruktur gesichert und verbessert sowie die
Versorgungsfunktion des Einzelhandels gestärkt werden. Weitere nichtlandwirtschaftliche
Arbeitsplätze sollen geschaffen werden.

Nachbargemeinden sind Stadt Münchberg und der Markt Zell im Landkreis Hof, die Stadt
Gefrees im Landkreis Bayreuth sowie die Märkte Marktschorgast, Wirsberg und Marktleugast im
Landkreis Kulmbach.

3.2. Fachplanungen

Von der Deutschen Bahn wird auf Folgendes hingewiesen:
Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der Eisenbahn in
seiner jetzigen Form sind seitens des Antragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder
sonstiger Nutzungsberechtigter ausgeschlossen. lnsbesondere sind lmmissionen, wie
Erschütterung, Lärm, Funkenflug, elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die
von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahnbetrieb ausgehen, entschädigungslos
hinzunehmen. Ebenso sind Abwehrmaßnahmen nach S 1004 in Verbindung mit S 906 BGB
sowie dem Bundes-lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG), die durch den gewöhnlichen
Bahnbetrieb in seiner jetzigen Form veranlasst werden könnten, ausgeschlossen.
Zur Umsetzung der Maßnahmen darf kein Bahngelände in Anspruch genommen werden, wenn
hierzu nicht der Abschluss einer entsprechenden Vereinbarung vorliegt.
Werden Kreuzungen von Bahnstrecken erforderlich, so sind hierfür entsprechende
kostenpflichtige Kreuzungs- bzw. Gestattungsanträge zu stellen.
Es wird darauf hingewiesen, dass sämtliche übernommenen Verpflichtungen und Verzichte zu
Gunsten der Unternehmen der Bahn, auch soweit sie nicht dinglich gesichert sind, vom
Antragsteller und dessen Rechtsnachfolger vollumfänglich zu berücksichtigen sind.
Veränderungen und Maßnahmen an Dienstbarkeitsanlagen oder Bahnbetriebsanlagen dürfen
nicht ohne Genehmigung des Dienstbarkeitsberechtigten oder des Anlagenverantwortlichen
erfolgen.
Bahngrund darf ohne vertragliche Abstimmung mit der Bahn nicht in Anspruch genommen
werden.
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Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur lnstandhaltung und
dem Unterhalt im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb sind der Bahn weiterhin
zweifelsfrei und ohne Einschränkungen im öffentlichen lnteresse zu gewähren.
Es muss weiterhin möglich sein, dass die angrenzende Bahnstrecke bedarfsgerecht ausgebaut
werden kann. Es dürfen daher keinerlei Festsetzungen getroffen werden, die dieser Planung
entgegenstehen.
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen, die zu
lmmissionen an benachbarter Bebauung führen können. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb
ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls vom Bauherrn auf eigene Kosten geeignete
SchuEmaßnahmen vorzunehmen.
Ansprüche gegen die Deutsche Bahn aus dem gewöhnlichen Betrieb der Eisenbahn in seiner
jeweiligen Form sind seitens des Antragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder
sonstiger Nutzungsberechtigter ausgeschlossen.
Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs auf der
angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden.
Der gewöhnliche Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließlich der Maßnahmen
zut Wartung und lnstandhaltung sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder
gegebenenfalls notwendigen Enveiterungen dürfen durch die Baumaßnahme keinesfalls
verzögert, behindert oder beeinträchtigt werden.
Ein Betreten und Befahren von Bahngelände sowie sonstiges Hineingelangen in den
Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist durch geeignete und wirksame Maßnahmen
grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen.
Das Betreten von Bahnanlagen ist nach $ 62 Eisenbahnbau- und -betriebsordnung (EBO)
grundsä2lich untersagt und bedarf daher im Einzelfall einer Genehmigung. Bei notwendiger
Betretung für die Bauausführung muss der Bauherr bei der Bahn rechtzeitig einen schriftlichen
Antrag stellen.
Der Abstand von 3,50 Metern zw Gleisachse darf keinesfalls auch nur geringfügig
eingeschränkt werden.
Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch den Bau keine negativen Auswirkungen auf die
Sicherheit des Eisenbahnverkehrs entstehen können.
Photovoltaik- und Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie
sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist und dass die
Lärmemissionen des Schienenverkehrs nicht durch Reflexionseffekte erhöht werden. Sollte sich
nach der lnbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende
Abschirmungen anzubringen.
Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahn-
Verkehrsunternehmen sind hinsichtlich Bremsstaubwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb
sowie durch lnstandhaltungsmaßnahmen von allen Forderungen freizustellen. Es wird darauf
hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit der Anlage, die
auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind, keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei
den auf der Strecke verkehrenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen geltend gemacht werden
können.
Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz
der Baumaßnahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von
Sch utzabständen erforderlich.
Bei Bauausführungen unter Einsa2 von Bau- oder Hubgeräten ist das Überschwenken der
Bahnfläche oder der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden
Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflage ist durch den Bau einer
Überschwenkbegrenzung sicherzustellen. Die Kosten sind vom Antragssteller und dessen
Rechtsnachfolger zu tragen.
Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der Bahn überschwenkt, so ist
mit der Bahn eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens vier Wochen
vor Kranaufstellung zu beantragen ist. Auf eine gegebenenfalls erforderliche Bahnerdung wird
hingewiesen.
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Die uneingeschränkte Zugangs- und Zufahrtmöglichkeit zu den vorhandenen Bahnanlagen und
Leitungen muss auch während der Bauphase für die Bahn, deren beauftragte Dritte und deren
Rechtsnachfolger jederzeit gewäh rleistet sei n.

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet
werden. Sie sind ordnungsgemäß abzuleiten. Einer Versickerung auf Bahngrund oder in
Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.
Vorflutverhältnisse dürfen nicht zum Nachteil der Bahnanlagen verändert sowie die Bahnkörper-
Entwässerungsanlagen in ihrer Funktion keinesfalls beeinträchtigt werden. Den
Bahndurchlässen und dem Bahnkörper darf nicht mehr Oberflächenwasser als bisher zugeführt
werden. Die Entwässerung des Bahnkörpers muss weiterhin jederzeit gewährleistet sein.
Einer Ableitung von Abwasser oder Oberflächenwasser auf oder über Bahngrund, einen
Bahndurchlass oder einer Zuleitung in einen Bahnseitengraben wird nicht zugestimmt.
Es muss mit elektromagnetischen Beeinflussungen und Störungen von Geräten durch den
Zugbetrieb gerechnet werden. Der Antragsteller hat selbst und auf seine Kosten für die
erforderlichen Abschirmungs- oder sonstigen Maßnahmen zu sorgen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von Liegenschaften der
Bahn jedezeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder
Verrohrungen gerechnet werden muss. Sollte eine Spartenauskunft benötigt werden, so ist
diese rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme zu beantragen.

Es wird auf S 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen,
Betriebseinrichtungen oder Fahzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder
sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder
andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen.
Bei der Planung von Lich2eichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Gleise oder von
Bahnübergängen hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahzeugführer
ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäuschungen von
Signalbildern nicht vorkommen.
Baumaterial oder Bauschutt dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden,
es sei denn, es wird aufgrund vorübergehender lnanspruchnahme von Bahngrund ein
Kurzzeitmietvertrag abgesch lossen.
Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass
unter keinen Umständen Baustoffe oderAbfälle in den Gleisbereich gelangen.
Bei Bepflanzungen ist grundsä2lich zu beachten, dass Abstand und Art der Bepflanzung
entlang der Bahnstrecke so gewählt werden müssen, dass diese bei Windbruch nicht in die
Gleisanlagen fallen können. Der Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden Gleisachse ergibt
sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitsabstand von 2,50 Metern. Diese Abstände
sind durch geeignete Maßnahmen ständig zu gewährleisten.
Auf die Verkehrssicherungspflicht des Grundstückseigentümers wird hingewiesen. Soweit von
bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebs und der
Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt
werden. Bei Gefahr im Verzug behält sich die Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten
des Eigentümers zurückzuschneiden oder zu entfernen.
Das Planen, Errichten oder Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den
anerkannten Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften,
technischen Bedingungen und einschlägigen Regelwerken zu erfolgen.
Auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn wird venryiesen. Für alle zu Schadenersa2 verpflichtenden
Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des
Bauvorhabens abgeleitet werden können und sich auf Betriebsanlagen der Bahn auswirken,
kann sich eine Haftung des Bauherrn ergeben.
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3.3. Schutzzonen

Nicht bekannt.

3.4. Nachrichtliche Ubernahmen

Die in der Bebauungsplanzeichnung eingesetzten Planzeichen dienen dem Erkennen der
vorhandenen Gegebenheiten (Grundstücksgrenzen, Flur-Nummern, vorhandene Bebauung,
Höhenschichtlinien udglm.).

lm Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine denkmalgeschützten Gebäude.
lm Bereich der Planung sind archäologische Bodendenkmäler bislang nicht bekannt. Dennoch
ist auch im Planungsbereich jederzeit mit dem Auffinden beweglicher und/oder unbeweglicher
Bodendenkmäler zu rechnen.
Art. 8 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG): Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet,
dies unvezüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des
Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
Art. B Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschu2behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortse2ung der Arbeiten
gestattet.

4.1. Flächennutzunqsplan

lm Flächennutzungsplan ist das überplante Gebiet als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.
Die Anderung des Flächennu2ungsplanes bezüglich der hier überplanten Flächen wird im
Parallelverfah ren d urchgeführt.

4.2. Städtebaulicher Rahmennlan

Für das Gebiet des Marktes Stammbach existiert kein städtebaulicher Rahmenplan

4.3. Verhältnis zu benach trarten Bebauunosnlänen

An den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth ll" grenzen
keine weiteren Bebauungspläne an.
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S. nnoaUen zum Plan

5.1. Lage im Gemeindeqebiet

Das Planungsgebiet liegt östlich der Ortslage Förstenreuth zwischen Förstenreuth und dem
Münchberger Stadtteil Solg unmittelbar an der Bahnstrecke Bamberg - Hof.

5.2. Beschreibunq und Abqrenzunq des Geltunqsbereiches

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird im Norden von Waldflächen, im Nordosten und
Südosten von landwirtschaftlichen Flächen, im Südwesten von der Bahnstrecke Bamberg - Hof
bzw. vom landwirtschaftlichen Weg Flur-Nummer 138 und im Westen vom landwirtschaftlichen
Weg Flur-Nummer 141 begrenzt.

5.3. Topoqraphie

Das Planungsgebiet steigt von einer Höhe von rund 590 Metern über NN im Südwesten und
von rund 593 Metern überNN im Südosten auf rund 617 Meter überNN im Nordwesten und
rund 620 Meter über NN im Nordosten.

Die Fläche wird dezeit landwirtschaftlich genutzt; sie befindet sich am Südhang des
Rotenbühls.

5.4. Klimatische Verhältnisse

Das Klima am Westrand des Fichtelgebirges ist nicht so kontinental geprägt, wie in den
Höhenlagen von Fichtelgebirge und Frankenwald, allerdings auch nicht so stark ozeanisch
beeinflusst wie etwa im Maintal. Die Jahresmittel der Lufttemperatur liegen zwischen 6' und
7' C. Die Dauer der frostfreien Zeit liegt im Jahresmittel bei rund 140 Tagen im Jahr. Aufgrund
der Lage am Westrand des Fichtelgebirges ist mit hohen Niederschlägen bis zu 1.000 mm im
Jahr zu rechnen. Spätfröste und lange Schneebedeckung treten häufig auf.

5.5. Hvdroloqie

Fließende Gewässer mit Überschwemmungsbereichen,
stehende Gewässer sind von der Planung nicht betroffen
abfließendes Oberflächenwasser schadlos abgeleitet wird.

wassersensible Bereiche oder
Es ist sicherzustellen, dass wild

Über Grundwasserstände liegen keine Angaben vor. Es wird darauf hingewiesen, dass aus
Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes vezinkte Rammprofile oder Erdschraubanker
nur eingebracht werden dürfen, wenn die Eindringtiefe oberhalb des höchsten
Gru ndwasserstandes liegt.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass für Niederschlagswasserabflüsse von unbeschichteten
Metalldächern aus Kupfer, Zink oder Blei vor einer Versickerung eine geeignete Vorbehandlung
erforderlich wird.
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Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebiets für die
Brunnen I und ll Kofenbachgrund des Zweckverbandes Karlsberggruppe, jedoch im
mutmaßlichen Grundwassereinzugsgebiet. Bodeneingriffe sind zu minimieren und flächige
Eingriffe in die Grasnarbe zu vermeiden. Es gelten die Anforderungen des allgemeinen
Grundwasserschutzes. Bei einem Havariefall ist der zuständige Wasserversorger unmittelbar zu
informieren und es sind Sofortmaßnahmen zu treffen.

5.6. Veqetation

Das Planungsgebiet wird derzeit als Acker- bzw. Grünlandfläche landwirtschaftlich genutzt; in

der Umgebung grenzen weitere Acker- und Grünlandflächen sowie Wald an.

5.7. Unterqrundverhältnisse. Böden. Altlasten

Das Gebiet um Förstenreuth und das Planungsgebiet gehören naturräumlich zur Münchberger
Hochfläche.

Die Bodenart im Planungsgebiet ist stark lehmiger Sand; die Ertragsfähigkeit ist schlecht, die
Ertragsmesszahlen liegen zwischen 30 und 39, was für den Landkreis Hof durchschnittliche
Werte darstellt.

Geologisch gehört der zentrale Bereich des Planungsgebiets zut Hangendserie der
Münchberger Gneismasse, genauer liegt es im Bereich des Granatamphibolit bis
Eklogitamphibolit. Die Mächtigkeit der ausgesprochen schichtigen Vorkommen schwankt im
Bereich zwischen Zentimetern und Metern. Die Eklogite sind meist kleinkörnig und erscheinen
durch Korngrößenschwankungen und quantitative Verschiebungen der Bestandteile gebändert.
ln den Randbereichen und in einem Streifen etwa in der Mitte des Gebiets stehen Obere
Hornblendengneise an, wobei helle Gneislagen mächtiger entwickelt sind und überwiegen.
Durch stärkere Beteiligung von Plagioklas und Quarz entwickeln sich aus Amphiboliten
Hornblendegneise, die ihrerseits bei Zurücktreten der Hornblenden in Plagioklasgneise
übergehen. lm Verband der Bändergneise bilden Hornblendegneise nur selten mächtigere
Lagen.
ln tief liegenden Bereichen kann Wanderschutt anstehen.

Auf diesen Ausgangsmaterialien entwickeln sich in der Regel lehmige bis stark lehmige
Feinsande mit hohem Anteil an groben Steinen. Bodentypologisch sind sie als flach- bis
mittelgründige Braunerden zu bezeichnen. lm unteren Teil von Hanglagen finden sich schwach
bis mäßig ausgeprägte Pseudogleye.

Für die betreffenden Flächen bestehen keine Einträge im Kataster nach Art. 3 des Bayerischen
Boden-Sch utzgese2es ( BayBod SchG).
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5.8. Grundstücke. Eiqentumsverhältnisse und vorhandene Bebauunq

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes für das Gebiet,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth ll"
umfasst Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) von Grundstücken folgender Flur-Nummern der
Gemarkun g Förstenreuth.

138 TF, Weg
141 Weg
159 TF

139 ---
154 ---
160 TF

140 --
158 Weg

Die Grundstücke befinden sich bis auf die Wege in Privatbesitz.

6. Städtebaulicher Entwurf

6.1. Flächenbilanz Förstenreuth

Fläche für Photovoltaik-An lage:
Verkehrsfläche:
Ausgleichsfläche:

104.480 m'
6.350 m2

9.370 m'?

Summe: 120.200 m2

6.2. Bauliches Konzept

Auf der überplanten Fläche sollen Elemente zur Stromezeugung aus Sonnenenergie installiert
werden.

Z-llerkehrskonzeption

Die Zufahrt erfolgt über das öffentliche Straßennetz des Marktes Stammbach sowie bestehende
Wirtschaftswege.
Die Zufahrt zu angrenzenden Flächen und deren Bewirtschaftung während und nach Errichtung
der Anlage muss gewährleistet bleiben.

g. Grün- und Freifl@

Die privaten Grünflächen sind ein- bis zweimal im Jahr zu mähen, das Mähgut ist abzufahren.
Wiesenflächen unter und zwischen den Modulreihen sind ein- bis zweimal im Jahr zu mähen
oder zu mulchen.
lnnerhalb der privaten Grünflächen sind gemäß den Planeintragungen standortgerechte
Sträucher zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Bepflanzung ist mindestens
zweireihig versetzt auszuführen. Um eine Verschattung der Solarmodule zu vermeiden, dürfen
die Sträucher regelmäßig zurückgeschnitten werden.
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g. PtanungsrechtlicheFestsetzungen

Für den Bebauungsplan ,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth ll" werden folgende verbindliche
Festsetzungen getroffen:

2.
2.1

2.2

2.3

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches: Gemäß $ 9 Abs. 7 BaUGB muss jeder
Bebauungsplan eine parzellenscharfe Abgrenzung seines Geltungsbereiches enthalten.
Diese Abgrenzung ist Voraussetzung für den Aufstellungsbeschluss.
Mindestfestsetzu ngen eines q ualifizierten Bebauu ngsplanes :

Art der baulichen Nutzung:
Gebiet für Photovoltaik-Anlagen
Maß der baulichen Nutzung:
Gebäudehöhe
Ü berbaubare Grundstücksflächen :

Baugrenzen

tO. fUaßnanmen zur V

10.1. E rund

Durch den Betrieb der Photovoltaik-Anlage fällt kein häusliches oder anderes gewerbliches
Schmutzwasser an.

Die ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung ist durch den Grundstückseigentümer
sicherzustellen. Der Bau von Entwässerungseinrichtungen ist nicht erforderlich und nicht
vorgesehen, da die Flächen nicht versiegelt werden und Niederschlagswasser wie bisher auf
dem Grundstück versickern kann.
Sofern ein erhöhter Niederschlagswasserabfluss festzustellen ist, ist das Gelände so zu
modellieren, dass ein oberflächiges Abfließen des Niederschlagswassers vermieden und die
Möglichkeit zur flächigen Versickerung geschaffen wird. ln diesem Zusammenhang sind Mulden
bzw. Kiespackungen unter den Tropfkanten der Modulreihen denkbar.

Zur Dachentwässerung der Betriebsgebäude wird auf die Grenzen des erlaubnisfreien
Gemeingebrauchs hingewiesen (Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung, Technische
Regeln zum sehadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser).

Sollten im Zuge der Durchführung vorhandene Wegseitengräben oder auch nur zeitweilige
wasserführende Kleingewässer gekreuzt werden, sind diese von Ablagerungen freizuhalten und
nach Möglichkeit zu überbrücken. Sofern dies nicht möglich ist und stattdessen eine Verrohrung
vorgesehen werden muss, ist diese zur Sicherstellung eines schadlosen Wasserabflusses in
Abstimmung mit dem Markt Stammbach als Unterhaltungsverpflichtetem ausreichend groß zu
dimensionieren, sohlgleich einzubringen, so kurz wie möglich zu halten und regelmäßig zu
unterhalten.
Sofern Drainagen durch Baumaßnahmen beeinträchtigt werden, ist deren Funktion wieder
herzustellen bzw. entsprechender Ersatz zu schaffen.

10.2. Versorqung mit Wasser. Strom. Gas und Telefon

Zuständig für die öffentliche Wasserversorgung ist der Markt Stammbach. Ein Anschluss an das
gemeindliche Trinkwassernetz ist nicht erforderlich und nicht vorgesehen.
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Zur Löschwasserversorgung müssen je nach Bebauung für den Grundschutz mindestens
800 Liter pro Minute für die Dauer von zwei Stunden zur Verfügung stehen. Hierbei können
Entnahmestellen im Umkreis von 300 Metern herangezogen werden, wenn sie jedezeit
anfahrbar sind. lm Brandfall besteht die Möglichkeit des Löschwasseranschlusses bei dem
südöstlich benachbarten Einzelanwesen.
Bei einem Brand in der Anlage selbst kann ohnehin nicht mit Wasser gelöscht werden, da sich
dort stromführende Teile befinden. Zwar kann die Anlage insoweit abgeschaltet werden, dass
kein Strom mehr ins NeL eingespeist wird, die Stromproduktion in den Modulen selbst kann
jedoch nicht verhindert werden. lm Brandfall hat die Feuerwehr in erster Linie die Aufgabe, ein
Ausbreiten des Brandes auf benachbarte Grundstücke zu verhindern.
PFC-haltige Löschschäume dürfen nicht eingese2t werden.
Es wird empfohlen, die Modulfläche durch brandlastfreie und ausreichend breite Streifen zu
unterteilen, um die Brandausbreitung zu begrenzen und eine wirksame Brandbekämpfung zu
ermöglichen.
Für die Anlage ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erstellen; vor lnbetriebnahme der
Anlage muss eine Einweisung der örtlichen und der zuständigen Stützpunktfeuenrvehr
stattfinden.

Das Planungsgebiet wird an das Stromnetz der Bayernwerk Netz GmbH angeschlossen; die
Details müssen noch zwischen Bayernwerk und dem lnvestor abgestimmt werden.
Bestand, Sicherheit und Betrieb der Anlage des Bayernwerks dürfen nicht beeinträchtigt
werden. lm Planungsgebiet ist die Neuverlegung von Stromleitungen geplant. Die Trassen
unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzungen freizuhalten. Bäume und
tieflruurzelnde Sträucher müssen einen Abstand von mindestens 2,50 Meter zur Trassenachse
einhalten. Wird der Abstand unterschritten, sind im Einvernehmen mit dem Bayernwerk
geeignete Schu2maßnahmen vorzusehen. Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei
Aufgrabungen je 0,50 Meter rechts und links der Trassenachse.

Ein Anschluss an das Erdgasversorgungsnetz, an Anlagen der Deutschen Telekom oder der
Kabel Deutschland ist nicht erforderlich und nicht vorgesehen. Die Telekom weist darauf hin,
dass keine generelle Verpflichtung besteht, Photovoltaik-Anlagen an das öffentliche
Telekommu nikationsnetz anzusch ließen.

lm Planungsgebiet befinden sich keine Anlagen der Licht- und Kraftwerke Helmbrechts oder der
Licht- und Kraftwerke Helmbrechts.

ln den Randbereichen des Planungsgebietes befinden sich teilweise
Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom auf die grundsätzlich Rücksicht zu
nehmen ist.

10.3. Müllentsorqunq

Ein Anschluss an die Abfallentsorgung und Wertstofferfassung des Landkreises Hof ist nicht
erforderlich und nicht vorgesehen.

10.4. Bodenordnunq

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich

1l-Xosten-undfinanzierung
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Es entstehen keine Kosten für öffentliche Erschließungsmaßnahmen
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tZ. eerücksichtig

12.1. Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpfleqe

Die Belange des Denkmalschutzes wurden berücksichtigt; auf Punkt 3.4. dieser Begründung
wird venrviesen.

12.2. Erfordernisse der Kirchen und Reliqionsqemeinschaften des öffentlichen Rechts

Diese Erfordernisse werden von den Kirchen selbst festgestellt und können somit in der Regel
von der Gemeinde kaum abgewogen werden.

12.3.1. Luftreinhaltung

Eine Beeinträchtigung der Luft erfolgt nicht; durch Energieerzeugung aus Sonnenlicht erfolgt in
globalem Rahmen eine Verbesserung der Luftqualität, da emittierende Energieträger eingespart
werden.

12.3.2. Sta u b-/Am mon iakem iss ionen

Staub- und Ammoniakemissionen jeglicher Art sowie Steinschlag, die bei der Bewirtschaftung
der land- und forstwirtschaftlichen Nu2flächen nach der,,guten fachlichen Praxis" hervorgerufen
werden, sind von den Betreibern der Photovoltaik-Anlage und deren Rechtsnachfolger
hinzunehmen.

12.3.3. Landschafts- u nd Natu rsch utz

Das Planungsgebiet berührt keine nach Naturschutzrecht geschützten Bereiche; eine
Flächenversiegelung erfolgt nicht.
Die Eingriffsregelung gemäß $ 1a Abs. 3 BauGB ist in der Bauleitplanung zu berücksichtigen.
Die Sondergebietsfläche umfasst rund 10,45 Hektar Ackerland. Bei einem
Ausgleichsflächenfaktor von 0,2 ergibt sich somit ein Bedarf an Ausgleichsflächen von rund
2,09 Hektar.
Die Ausgleichsmaßnahmen können teilweise direkt an der Anlage durchgeführt werden.
Folgende Maßnahmen sind im Bebauungsplan festgese2t:
NE 1:
Entlang der Straßen und Wege sind Obstbaumreihen anzulegen. Zu pflanzen sind Obstbaum-
Hochstämme in einem gegenseitigen Abstand von etwa zehn Metern. Es sind standortgerechte,
alte Sorten zu venrvenden. Die Bäume sind miteinem Stammumfang von mindestens 10cm mit
Ballen zu pllanzen, zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Bäume sind gegen Wildverbiß
zu schützen, bis sie aus der Asungshöhe herausgewachsen sind.
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NE 2"

Es müssen mindestens 75 o/o der vorgesehenen Zaunlänge bepflanzt werden. Es sind zu
gleichen Teilen Hasel (Corylus avellana), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina),
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gemeiner
Schneeball (Viburnum opulus) zu pflanzen. Pro Pflanze ist eine Fläche von 1,50 x 1,00 Meter
vorzusehen. Es sind Jungpflanzen mit einer Höhe von mindestens 60 cm zu veruvenden. Die
Pflanzungen sind gegen Wildverbiss einzuzäunen.
A/E 3:
Es müssen mindestens 75 o/o der vorgesehenen Zaunlänge bepflanzt werden. Es sind zu
gleichen Teilen Hasel (Corylus avellana), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina),
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gemeiner
Schneeball (Viburnum opulus) zu pllanzen Pro Pflanze ist eine Fläche von 1,50 x 1,00 Meter
vorzusehen. Es sind Jungpflanzen mit einer Höhe von mindestens 60 cm zu venryenden.
Dazwischen sind mindestens 15 Obstbäume zu setzen. Zu pflanzen sind Obstbaum-
Hochstämme. Es sind standortgerechte, alte Sorten zu venrvenden. Die Bäume sind mit einem
Stammumfang von mindestens 10cm mit Ballen zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu
ersetzen. Die Pflanzungen sind gegen Wildverbiss einzuzäunen.
lnsgesamt können an der Anlage Ausgleichsflächen in einer Größe von 0,94 Hektar geschaffen
werden.
Die noch fehlenden Ausgleichsflächen von 1,15 Hektar werden auf dem Grundstück Flur-
Nummer 664 der Gemarkung Weickenreuth nachgewiesen. Die Ausgleichsflächen sind durch
Einsaat mit autochthonem Saatgut herzustellen. Sie dürfen höchstens zweimal im Jahr gemäht
werden, frühester Mahd-Termin ist der 15. Juli; das Mähgut ist abzufahren.
Folgende Maßnahmen werden auf der Ausgleichsfläche durchgeführt:
Schaffung eines Waldsaums entlang der nordöstlichen Grundstücksgrenze in einer Tiefe von
mindestens zehn Metern,
lnitialpflanzung von Weiden und Erlen entlang des Koserbachs,
teilweises Aufeqqen oder Auffräsen der Grünlandbereiche und Einbrinqunq von autochthonem
Saatgut für Extensivwiesen sowie
punktuelle Einbringung von strukturanreichernden Elementen wie Wurzelstöcken, Totholz- oder
Steinhaufen.
Für alle Pflanzungen ist autochthones Pflanzgut zu venrvenden.
Ausgleichsflächen dürfen nicht eingefriedet werden. Der Einsatz von Dünge- oder
Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.
Die Ausgleichsfläche sollte mit einer befristeten persönlichen Grunddienstbarkeit zugunsten des
Freistaates Bayern, vertreten durch die Untere Naturschu2behörde des Landratsamtes Hof, im
Grundbuch dinglich gesichert werden.
Die Ausgleichsfläche ist von der Gemeinde ans Landesamt für Umwelt für das
Ökofl achenkataster zu melden.

12.4. Wirtschaft

Belange der gewerblichen Wirtschaft werden nicht berührt.
Die Belange von Land- und Forstwirtschaft werden durch den Bebauungsplan berührt; die
überplanten Flächen gehören zu landwirtschaftlichen Betrieben und werden von diesem
bearbeitet. Somit werden diese Flächen zumindest für einen begrenzten Zeitraum aus der
landwirtschaftlichen Produktion herausgenommen.
Vom Bayerischen Bauernverband, Kreisgruppe Hof, werden dazu folgende Bedenken
vorgetragen:
,,Nach Ansicht des Bauernverbandes sind landwirtschaftliche Grundstücke vorrangig für die
Nahrungs- und Futtermittelproduktion zu verwenden, denn der Boden ist die wichtigste
Produktionsgrundlage für die heimische Landwirtschaft. Er ist nicht vermehrbar und deshalb als
Ressource zur Lebensmittelerzeugung in seinem Umfang begrenzt.
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Daneben erfüllt der Boden zahlreiche anderen Funktionen wie insbesondere die Regulierung
des Naturhaushalts. Er ist Lebensraum für Tiere und Pflanzen und bietet zahlreiche
Schutzwirkungen wie Wasserrückhalt und Wasserspeicherung, Erhalt der Biodiversität oder
auch Koh lenstoffspeicheru ng.
Der regionalen Landwirtschaft wird immer mehr Grund und Boden durch Bau- und
Ausgleichsmaßnahmen entzogen und eben auch durch Solarparks. Dieser Entzug der
Produktions- und dadurch auch Lebensgrundlage der Landwirte muss gestoppt werden. Die
Bevölkerung verlangt regionale Produkte, aber dafür benötigt man regional auch Grund und
Boden für die Erzeugung. Die Schonung von land- und forstwirtschaftlichen Flächen sollte
deshalb zu den vorrangigen Zielen und Kriterien zählen.
Der Bauernverband möchte außerdem klarstellen, dass die generationenübergreifende land-
und forstwirtschaftliche Landbewirtschaftung die wertvolle und vielfältige Kulturlandschaft
Bayerns hervorgebracht hat und damit auch weiterhin einen attraktiven Lebens-, Wirtschafts-,
Natur- und Kulturraum sichert. Der Grundsatz ,,Schützen durch Nützen" sollte deshalb als
Leitlinie gesehen werden. Zur Bewältigung der gewaltigen Herausforderungen durch
Coronavirus-Pandemie haben Bundesregierung und Bayerische Staatsregierung herausgestellt,
dass die Land- und Ernährungswirtschaft die Grundversorgung mit heimischen Nahrungsmitteln
sicherstellt und deshalb als krisenrelevante lnfrastruktur einzustufen ist.
Solarparks entziehen der heimischen und regionalen Landwirtschaft Fläche, auf die sie
dringend angewiesen ist. Einen Flächenersatz bekommen die betroffenen Landwirte nicht, weil
landwirtschaftliche Flächen ein knappes Gut sind. Gerade im Grenzbereich der Landkreise
Kulmbach und Hof ist das ein eklatantes Problem, weil sich hier Solarparks häufen. Durch den
Entzug landwirtschaftlicher Nutzfläche entsteht eine zunehmende Flächenknappheit, die sich in
mehrerlei Hinsicht negativ auf landwirtschaftliche Betriebe auswirkt. So ist mit einem steigenden
Pacht- und Kaufpreis aufgrund der knapper werdenden Nu2flächen zu rechnen. Betriebe, die
auf landwirtschaftliche Nutzflächen angewiesen sind, um einerseits gesetzliche Anforderungen
zu erfüllen und andererseits die nötige betriebliche Weiterentwicklung gewährleisten zu können,
kommen im engeren und weiteren Umgriff in erhebliche Schwierigkeiten.
Weiterhin muss klargestellt werden, dass die landwirtschaftliche Nutzung mehr als nachhaltig
ist. Zum einen ist es das eigene lnteresse der Landwirte, einen gesunden und ertragfähigen
Boden zu erhalten und zum anderen wird die Landwirtschaft in Bayern so stark kontrolliert und
muss ihre Arbeiten dokumentieren, dass eine Übernutzung oder eine Schädigung des Bodens
nicht geschehen kann. Es gibt den Grundsatz der guten fachlichen Praxis, an den sich jeder
Landwirt hält. Dadurch ist eine nachhaltige Landnutzung sichergestellt. Die Landwirtschaft sorgt
für den Aufbau von Humus, für eine Speicherung von CO2 und fördert das Bodenleben. Das
alles kann eine Photovoltaik-Anlage nicht.
Die von den Landwirten gepflegte Kulturlandschaft lädt zum Spazierengehen und Erholen ein.
Hier kann man entspannen und neue Kraft tanken. Solarparks haben diesen Erholungswert
sicher nicht. Ein Solarpark speichert kein CO2, ein Solarpark baut keinen Humus auf und stärkt
nicht das Bodenleben. Sicherlich hat auch ein Solarpark Vorteile, aber es gibt so viele
ungenutzte Dachflächen in Stadt und Landkreis Hof. Sollen wir nicht erst dieses Potenzial
nutzen, bevor wir den heimischen Landwirten die Flächen wegnehmen?
Nach Ansicht des Bauernverbandes ist der nicht vermehrbare Grund und Boden besser zur
Nahrungs- und Futtermittelerzeugung heranzuziehen, als diesen der Landwirtschaft zu
entziehen. Außerdem gibt es mit der Nutzung des Potenzials der Dachflächen für Photovoltaik
eine hervorragende Alternative zu dem Flächenverlust. So könnten weiterhin hochwertige
regionale Nahrungsmittel erzeugt werden und gleichzeitig die Kraft der Sonne genutzt werden.
Der Bauernverband bittet, die heimische Landwirtschaft zu stü2en und ihr nicht durch den
EnEug der Nutzflächen die Existenzgrundlage zu entziehen.
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12.5. Belanqe der Verteidiqunq und des Zivilschutzes

Nach dem bisherigen Erkenntnisstand werden von der Bebauungsplanaufstellung Belange der
Verteidigung und des Zivilschutzes nicht berührt.

fiL-Umwellherichl

13.1. Beschreibunq der Festsetzunqen für das Vorhaben

Die überplante Fläche hateine Größevon rund 10,45 Hektar. Eine Flächenversiegelung erfolgt
nur in untergeordnetem Umfang.

13.2. Beschreibunq der Umwelt und Bevölkerunq im Planbereich

13.2.1. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile

Die überplanten Bereiche werden derzeit landwirtschaftlich genu2t; sie sind über öffentliche
Gemeindeverbindungsstraßen und Wirtschaftswege an das Straßennetz des Marktes
Stammbach angebunden.

13.2.2. Besch reibung der kü nft igen Einwoh nersituation

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die Einwohnerentwicklung des Marktes Stammbach

13.3. Maßnahmen zur Minderuno oder m Ausoleich von [-lmweltauswirkunoen

Das Planungsgebiet berührt keine nach Naturschutzrecht geschützten Bereiche; eine
Flächenversiegelung erfolgt nicht.
Die Eirrgriffsregelurrg gerläß $ 1a Abs. 3 BauGB ist in der Bauleitplanung zu berücksichtigen.
Die Sondergebietsfläche umfasst rund 10,45 Hektar Ackerland. Bei einem
Ausgleichsflächenfaktor von 0,2 ergibt sich somit ein Bedarf an Ausgleichsflächen von rund
2,09 Hektar.
Die Ausgleichsmaßnahmen können teiMeise direkt an der Anlage durchgeführt werden.
Folgende Maßnahmen sind im Bebauungsplan festgesetzt:
NE 1'.

Entlang der Straßen und Wege sind Obstbaumreihen anzulegen. Zu pllanzen sind Obstbaum-
Hochstämme in einem gegenseitigen Abstand von etwa zehn Metern. Es sind standortgerechte,
alte Sorten zu venryenden. Die Bäume sind miteinem Stammumfang von mindestens 10cm mit
Ballen zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu erse2en. Die Bäume sind gegen Wildverbiß
zu schützen, bis sie aus der Asungshöhe herausgewachsen sind.
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NE 2:
Es müssen mindestens 75o/o der vorgesehenen Zaunlänge bepflanzt werden. Es sind zu
gleichen Teilen Hasel (Corylus avellana), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina),
Schwazer Holunder (Sambucus nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gemeiner
Schneeball (Viburnum opulus) zu pflanzen. Pro Pflanze ist eine Fläche von 1,50 x 1,00 Meter
vorzusehen. Es sind Jungpflanzen mit einer Höhe von mindestens 60 cm zu venruenden. Die
Pflanzungen sind gegen Wildverbiss einzuzäunen.
A/E 3:
Es müssen mindestens 75o/o der vorgesehenen Zaunlänge bepflanzt werden. Es sind zu
gleichen Teilen Hasel (Corylus avellana), Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Rote
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina),
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gemeiner
Schneeball (Viburnum opulus) zu pflanzen. Pro Pflanze ist eine Fläche von 1,50 x 1,00 Meter
vozusehen. Es sind Jungpflanzen mit einer Höhe von mindestens 60 cm zu venruenden.
Dazwischen sind mindestens l5Obstbäume zu setzen. Zu pflanzen sind Obstbaum-
Hochstämme. Es sind standortgerechte, alte Sorten zu venruenden. Die Bäume sind mit einem
Stammumfang von mindestens 10cm mit Ballen zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu
erse2en. Die Pflanzungen sind gegen Wildverbiss einzuzäunen.
lnsgesamt können an der Anlage Ausgleichsflächen in einer Größe von 0,94 Hektar geschaffen
werden.
Die noch fehlenden Ausgleichsflächen von 1,15 Hektar werden auf dem Grundstück Flur-
Nummer 664 der Gemarkung Weickenreuth nachgewiesen. Die Ausgleichsflächen sind durch
Einsaat mit autochthonem Saatgut herzustellen. Sie dürfen höchstens zweimal im Jahr gemäht
werden, frühester Mahd-Termin ist der 15. Juli; das Mähgut ist abzufahren.
Folgende Maßnahmen werden auf der Ausgleichsfläche durchgeführt:
Schaffung eines Waldsaums entlang der nordöstlichen Grundstücksgrenze in einer Tiefe von
mindestens zehn Metern,
lnitialpflanzung von Weiden und Erlen entlang des Koserbachs,
teilweises Aufeggen oder Auffräsen der Grünlandbereiche und Einbringung von autochthonem
Saatgut für Extensivwiesen sowie
punktuelle Einbringung von strukturanreichernden Elementen wie Wuzelstöcken, Totholz- oder
Steinhaufen.
Für alle Pflanzungen ist autochthones Pflanzgut zu verwenden.
Ausgleichsflächen dürfen nicht eingefriedet werden. Der Einsatz von Dünge- oder
Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.
Die Ausgleichsfläche sollte mit einer befristeten persönlichen Grunddienstbarkeit zugunsten des
Freistaates Bayern, vertreten durch die Untere Naturschu2behörde des Landratsamtes Hof, im
Grundbuch dinglich gesichert werden.
Die Ausgleichsfläche ist von der Gemeinde ans Landesamt für Umwelt für das
Ökoflachenkataster zu melden.

Zur Vermeidung oder Minderung weiterer Umweltbelastungen wurden insbesondere folgende
Festse2ungen getroffen:
o Maßnahmen zur Minderung der Versiegelung:
Eine Bodenversiegelung erfolgt nicht; Niederschlagswasser vom Betriebsgebäude bzw. von den
Photovoltaik-Elementen versickert auf dem Grundstück.
o VerkehrlicheMaßnahmen:
Ein Anstieg des Verkehrsaufkommens erfolgt lediglich während der Bauzeit und nicht während
des Betriebs der Anlage.
. Schallschutzmaßnahmen:
Gemäß dem Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-
Freiflächenanlagen vom 28. November 2007, erstellt im Auftrag des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, treten störende Geräusche nur während der
Bauphase, nicht während des Betriebs der Anlage auf. Stationäre Lärmschutzmaßnahmen
(Wälle, Wände) sind daher nicht erforderlich.
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. Rückbauverpflichtung:
Zwischen dem Betreiber der Photovoltaik-Anlage und dem Markt Stammbach wird im
Bedarfsfall ein Vertrag abgeschlossen, der einen eventuellen Rückbau der Anlage regelt.

13.4. Beschreibunq der zu erwartenden erheblichen nachteiliqen Auswirkunqen

Wie bereits im vorigen Punkt ausgeführt wurde, erfolgt keine nennenswerte Versiegelung des
Bodens. Stärkere Verkehrsströme werden in geringfügigem Ausmaß nur in der Bauphase
hervorgerufen. Maßnahmen zur Minderung dieser geringfügigen Auswirkungen sind nicht
erforderlich.

1 3.5. Übersicht ü ber andenlrreitiqe Lösu nqsmöqlich keiten

Gemaß Rundschreiben der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des lnnern
vom 19. November 2009 sind Freiflächen-Photovoltaikanlagen an eine geeignete
Siedlungseinheit anzubinden.
Da gemäß $ 37 Abs. 1 Nr. 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) Photovoltaik-Freiland-
Anlagen nur noch gefördert werden, sofern sie innerhalb von Gewerbe- oder lndustriegebieten,
in einer Entfernung bis zu 200 Metern an Autobahnen oder Schienenwegen, auf versiegelten
Flächen oder auf Konversionsflächen errichtet werden, sind förderfähige, angebundene
Standorte, die tatsächlich nutzbar sind, im Bereich des Marktes Stammbach nicht vorhanden.
Gleiches gilt für benachteiligte Gebiete gemäß $ 37c Abs. 1 EEG.
Da keine Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten vorliegt, ist gemäß dem oben zitierten
Rundschreiben zu prüfen, ob es sich um einen vorbelasteten Standort handelt. Bei einer
Nu2ung von Flächen entlang von Bahnanlagen kann grundsätzlich davon ausgegangen
werden, dass solche Standorte mit den Schutzgütern einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung
vereinbar sind. ln diesem Sinne ist auch das ergänzende Rundschreiben der Obersten
Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des lnnern vom 14. Januar 2011 abgefasst.

1 3.6. Zusätzliche Anqaben

13.6.1. Beschreibung der wichtigsten Merkmale der veruvendeten technischen Verfahren

Maßnahmen zur Verringerung der Bodenversiegelung, zur Verbesserung der Verkehrssituation
und zur Verringerung von Schallemissionen sind nicht erforderlich.

13.6.2. Beschreibung von Art und Umfang der zu eruartenden Emissionen

Während der Bauphase werden anfallende Stoffe jeweils getrennt erfasst: Eventuell
abgeschobener Humus und unbelasteter Erdaushub (im Bereich von Transformatorenstation)
wird auf dem Gelände zwischengelagert und später bei der Gestaltung der Außenanlagen
verwendet. Fallen bei den Bauarbeiten uneruvartet kontaminierte Bereiche oder Altlasten an,
wird unverzüglich das Referat ,,Abfallwirtschaft" beim Landratsamt Hof verständigt und die
weitere Vorgehensweise festgelegt.
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Ein Eindringen von flüssigen Schadstoffen in den Untergrund ist innerhalb des
Planungsgebietes nicht zu enryarten, da nicht mit Stoffen umgangen wird, die das Grundwasser
gefährden könnten. Jedoch können Leckagen auf Grund von Unfällen oder Unachtsamkeiten in
der Bauphase nicht ausgeschlossen werden, bei denen trotz aller sofort eingeleiteten
Gegenmaßnahmen z.B. Motoröle oder Kraftstoffe in den Untergrund gelangen.
Das Gelände wird in seiner Höhenlage nicht verändert, im Bereich von Betriebsgebäuden sind
vermutlich geringfügige Auffüllungen zur Untergrundbegradigung und -stabilisierung
erforderlich.

13.6.3. Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben

Es liegen keine detaillierten Untersuchungen über die Versickerungsfähigkeit des Bodens und
über Grundwasserstände und -strömungen vor.

13.6.4. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Übenrachung der erheblichen

Umweltauswirkungen (Monitoring)

Durch die Maßnahme entstehen keine erheblichen Umweltauswirkungen. Die Eingrünungs- und
Ausgleichsmaßnahmen werden in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde beim
Landratsamt Hof regelmäßig einmal im Jahr vor Ort überprüft. Dabei sollte festgelegt werden,
welche Pflegemaßnahmen erforderlich sind bzw. ob Nachpflanzungen wegen Verlust
erforderlich werden.

13.7. Zusammenfassung

Die vorstehenden Ausführungen belegen, die Bauleitplanung

ist nach der Anlage 1 zum UVPG UVP-pflichtig. ln nachfolgendem
U mweltprüfungsverfah ren erfolgt eine detaill ierte Darstellun g.

bedarf entsprechend der Anlage 1 zum UVPG einer allgemeinen Vorprüfung.
erfordert gemäß der Anlage 1 zum UVPG eine standortbezogene Vorprüfung.
löst weder eine UVP-Pflicht noch eine Vorprüfungspflicht aus, da nachteilige
Umweltauswirkungen in erheblichem Umfang auf Grund der getroffenen
Festsetzungen nicht zu enrvarten sind. Wie den Angaben dieses Umweltberichtes
entnommen werden kann, ist eine Betroffenheit aus folgenden Überlegungen nicht
gegeben:

Schutzqut Mensch/Siedlunq
Durch die geplante Maßnahme werden keine Freiflächen entzogen, die von
nennenswerter Bedeutung für die Naherholung oder den Fremdenverkehr sind. An
der Anlage führen keine Wanderuege vorbei.

Durch die geplante Maßnahme entsteht kein Lärm, der für die im Umkreis lebende
Bevölkerung eine Gefährdung oder Beeinträchtigung der Gesundheit darstellt.
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ln dieser Begründung wird auch ausgeführt, dass durch die geplante Maßnahme
Lärm- und Staubemissionen nur während der Bauphase entstehen. Visuelle
Störungen beschränken sich auf den Nahbereich, da aufgrund des bewegten
Geländes die betroffenen Flächen aus größerer Entfernung kaum einsehbar sind.
Diese geringe Beeinträchtigung wird jedoch durch bestehende Gehölzstrukturen
relativiert und durch die festgesetzten Eingrünungs- und Ersatzmaßnahmen
ausgeglichen. Das subjektive Naturerlebnis kann durch die Maßnahme kaum
beeinträchtigt werden; im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass das Planungsgebiet
der Erzeugung von schadstofffreier Energie dient.

Schutzqut Tiere und Pflanzen:
lm Planungsgebiet oder im Umfeld sind keine Vorkommen streng geschützter
Arten, nach FFH oder Vogelschutzrichtlinie geschützter Arten bekannt. Von einer
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung wird daher zunächst abgesehen.

lnnerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich keine kartierten Biotope oder
nach Naturschutzrecht geschü2te Gebiete. Entlang des Weges südwestlich der
Anlage sind Flächen biotopkartiert. Es handelt sich um das Biotop Nummer 5836-
0047-002, Feldgehölz (70 o/o) und Altgrasbestand (30 %) östlich Mittlereinzel.

Durch die geplante Maßnahme erfolgt eine gewisse Trennungsfunktion, da die
Flächen für Photovoltaik-Anlagen eingefriedet werden. Jedoch wird die Einfriedung
so vorgenommen, dass sie für kleine und mittlere Säugetiere passierbar ist.
Für großere Tierarten wird keine relevante Beeinträchtigung bestehender
Wandenrvege entstehen, da die Anlage unmittelbar an die Bahnstrecke grenzt, die
für diese Arten ein Hindernis darstellt.

Falls eine Beleuchtung der Anlage erforderlich wird, werden Kaltstrahler
eingesetzt, um nachtaktive lnsekten zu schonen. Es wird jedoch nach dezeitigem
Kenntnisstand davon ausoeoanoen. dass eine Beleuchtunq nicht vorqenommen
wird

Die privaten Grünflächen sind ein- bis zweimal im Jahr zu mähen, das Mähgut ist
abzufahren. Wiesenflächen unter und zwischen den Modulreihen sind ein- bis
zweimal im Jahr zu mähen oder zu mulchen. lnnerhalb der privaten Grünflächen
sind gemäß den Planeintragungen standortgerechte Sträucher zu pflanzen, zu
erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Bepflanzung ist mindestens zweireihig
versetzt auszuführen. Um eine Verschattung der Solarmodule zu vermeiden,
dürfen die Sträucher regelmäßig zurückgeschnitten werden.

Schutzqut Boden:
Durch die Maßnahme erfolgt keine relevante Flächenversiegelung

Die durch die Maßnahme in Anspruch genommenen Flächen besitzen geringe
Bodenwertigkeiten. Mit dem Eingriff wird nur minimal Oberboden (im Bereich von
Betriebsgebäuden) abgeschoben. Die Zwischenlagerung des humosen
Oberbodens lässt die Verwendung dieses Bodens bei der Geländegestaltung zu.
Erosionsgefahr durch Wind oder Wasser kann auf Grund der Hanglage nicht
ausgeschlossen werden; dies sollte bei der Zwischenlagerung des Mutterbodens
beachtet werden.

Eine Veränderung des Reliefs erfolgt nicht.

Die Bodenstruktur wird durch das Abschieben und Aufhalden des Oberbodens nur
minimal verändert.
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Eine Eutrophierung des Standortes erfolgt nicht, da keine Substanzen verwendet
werden, durch welche die Bodenfruchtbarkeit bzw. der Mineralgehalt der Böden
verändert wird. Schadstoffeintrag kann in gasförmiger, flüssiger oder fester Form
erfolgen. Gasförmige Schadstoffe werden während der Bauphase in Form von
Fahzeugabgasen freigesetzt. Flüssige Schadstoffe fallen ebenfalls während der
Bauphase als Heizmittel oder als Betriebs- und Schmierstoffe bzw. Kühlmittel bei
Fahzeugen an. Ein möglicher Eintrag kann jedoch nur durch Unfälle bzw.
unsachgemäßen Umgang erfolgen. Feste Schadstoffe fallen nicht an bzw. werden
ordnungsgemäß entsorgt.

Bodeneingriffe sind auf das Notwendigste zu beschränken. Mutterboden ist nach
$ 202 BaUGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und
Vernichtung zu schüZen. Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schu2 des
Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen sowie Verwertung
des Bodenmaterials die einschlägigen Vorschriften zu beachten. Das Befahren des
Bodens ist bei ungünstigen Witterungsverhältnissen möglichst zu vermeiden.
Ansonsten sind entsprechende SchuEmaßnahmen zu treffen. Durch die
Erdverlegung von Kabeln können Drainageeffekte entstehen, sodass sich die
Feuchte der oberflächennahen Bodenhorizonte künftig verändert.

Schutzqut Wasser:
Das Planungsgebiet liegt außerhalb von Trinkwasserschutzzonen. Der lokale
Grundwasserspiegel wird durch das geplante Vorhaben nicht aufgeschlossen. Die
Fähigkeit eines Bodens Wasser zu speichern, hängt im Wesentlichen von seinem
Tongehalt ab; je höher der Tongehalt im Boden, desto größer sein Vermögen,
Wasser zu speichern bzw. desto geringer seine Wasserdurchlässigkeit. lm
Planungsgebiet stehen sandige Lehmböden mit einem Tongehalt bis zu 20o/o an',
d.h. die Speicherkapazität ist eher gering, die Durchlässigkeit entsprechend hoch.
Eine Veränderung der Grundwasserströme wird nicht hervorgerufen.
Auswirkungen auf die Grundwasserqualität sind nicht zu enruarten.

Die Fläche für die geplante Photovoltaik*Anlage fällt nach Südwesten; sollte bei
extremen Niederschlagsereignissen Oberflächenwasser aus den Gebieten
austreten, so fließt es in die Entwässerungseinrichtungen des Wirtschaftsweges
Flur-Nummer13B. Teiche oder andere stehende Gewässer werden von der
Maßnahme nicht beeinträchtigt. Schadstoffeintrag durch Kraft- und Schmierstoffe
bzw. Kühlmittel durch Unfälle oder Unachtsamkeiten während der Bauzeit kann,
trotz eingeleiteter Gegenmaßnahmen, nicht völlig ausgeschlossen werden.

Schutzgut Klima/Luft:
lmmissionen, die von außen auf das Planungsgebiet einwirken, sind nicht
erkennbar.

Auf Grund der Lage des Planungsgebietes können kleinräumige
Luftaustauschprozesse bzw. Kaltluftströme von bewaldeten Höhen (Kotterberg,
Rotenbühl) nicht ausgeschlossen werden.

Einem Satellitenbild der Region kann entnommen werden, dass der Bereich um
Stammbach aufgrund des Waldreichtums im Süden und Westen des
Gemeindegebietes einen klimatischen Ausgleichsraum darstellt. Das
Planungsgebiet selbst und sein näheres Umfeld erweist sich als relativ waldarm
und von landwirtschaftlicher Nutzung geprägt.
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Schutzqut Landschaft:
Das Planungsgebiet befindet sich östlich des Naturparks Frankenwald. Durch die
Maßnahme wird das Landschaftsbild beeinträchtigt. Diese Beeinträchtigung wird
jedoch durch bestehende und geplante Eingrünungen abgemildert. Eine
Unterbrechung bestehender Sichtbeziehungen findet nicht statt.
Naturraumtypische Besonderheiten werden auf Grund des relativ geringen
Umfangs des Vorhabens nicht beeinträchtigt. Das Gebiet besitzt keine überortliche
Erholungsfunktion. Für den örtlichen Erholungssuchenden stellt das Vorhaben eine
gewisse Beeinträchtigung dar, da Wirtschaftswege entlang des Gebietes verlaufen.
Bodenveränderungen finden nur in untergeordnetem Maßstab statt. Eine Anderung
der Vegetation tritt ein, weil durch die Solarelemente eine Beschattung weiter
Flächen erfolgt.

Die Fläche zwischen Förstenreuth und Solg weist keine erhebliche Fernwirkung
auf, die Einsehbarkeit ist nur im Nahbereich gegeben. Um diese Beeinträchtigung
des Landschaftsbildes auszugleichen, werden im Bebauungsplan entsprechende
Maßnahmen festgesetzt.

Damit sich die Anlage in das Landschaftsbild einfügt, sind ungebrochene und
leuchtende Farben zu vermeiden und Reflexionsmoglichkeiten zu reduzieren.

Schutzqut Kulturgüter und sonstiqe Sachgüter:
lnnerhalb des Planungsgebietes befindet sich kein geschützter Gebäudebestand
und keine bekannten Bodendenkmäler. Eine Beeinträchtigung des Ortsbildes von
Förstenreuth findet nicht statt, weil die Anlage zum einen etwas von der Ortslage
abgerückt ist, zum anderen aufgrund vorhandenen Gehölzbestandes von weiten
Bereichen von Förstenreuth nicht eingesehen werden kann. Eine Veränderung der
Landnu2ungsformen findet nicht statt, da das Vorhaben von seinem Umfang her
zu kleinräumig ist, um solche Auswirkungen hervorzurufen. Eine Veränderung der
Kulturlandschaft tritt ein, weil bisheriqe landwirtschaftliche Flächen umgenutzt
werden. Bestehende Sichtbeziehungen werden nicht beeinträchtigt
Wegebeziehungen bleiben erhalten.

14. Entwurfsverfasser

Mit der Ausarbeitung des Bebauungsplanes wurde beauftragt:

IVS lngenieurbüro GmbH
Abteilung kommunale Entwicklungsplanung
Am Kehlgraben 76

9631 7

Telefon
Telefax 0

Diplom-Geograph Norbert Köhler
Abteilung kommunale Entwicklungsplanung

Planungsstand: 16. November 2021
Aufgestellt: Kronach, im Apnl 2022
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Bauleitplanung

Satzung des Marktes Stammbach
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan

für das Sondergebiet,,Photovoltaik-Anlage Förstenreuth ll"

Satzungsbeschluss:

Die wahrend der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden zur
Bebauungsplanung wurden vom Marktgemeinderat des Marktes Stammbach in der Si2ung am
15. Juni2022 behandelt. Nach diesem Abwägungsbeschluss werden die Planungsunterlagen
überarbeitet; eine verfahrensmäßige Abdeckung der Anderung ist nicht erforderlich.

Aufgrund der $$2Abs. 1, 9 und 10des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November2017 (BGBI. S.3634), zuletzt geändertdurch Artikel 1 des
Gese2es vom 14. Juni2021 (BGBI. S. 1802), in Verbindung mit Art.23 der Gemeindeordnung
für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung-GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. August 1998 (GVBI. S.796), zuletzt geändert durch $ 1 des Gesetzes vom 9.Mär22021
(GVBI. S. 74), und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588), zuletzt geändert durch g 1 des
Gesetzes vom 9. Mär22021(GVBI. S. 74), erlässt der Markt Stammbach folgende

Satzu ng:

sl
Der Bebauungsplan des Marktes Stammbach für das Sondergebiet ,,Photovoltaik-Anlage
Förstenreuth ll", betreffend die unter Punkt 5.8. der Begründung zum Bebauungsplan
aufgeführten Grundstücke, nach der zum Bestandteil dieser Satzung erklärten Zeichnung mit
verbindlichen Festsetzungen und der Begründung, gefertigt vom lngenieurbüro lVS, in der
Fassung vom 16. Juni2021, geändert am 16.November2021 und am 15.Juni2022 wid
hiermit beschlossen.

s2
Diese Sa2ung tritt gemäß $ 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Stammbach, den 20. Juni2022

Karl Philipp Ehrler
Erster Bürgermeister Dienstsiegel




